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Hinweis auf Stammrechtssatz

GRS wie VwGH E 1991/06/25 91/05/0008 1

Stammrechtssatz

Ein Einschreiten von Organen der Behörde zweckes Behebung baupolizeilicher und sanitärer Mißstände darf nicht in

der Ausübung unmittelbarer behördlicher Befehlsgewalt und Zwangsgewalt bestehen (hier ÖCenen und Versperren

von Wohnungen mit teilweisem Einbau von Zylinderschlössern, Errichtung einer Bretterwand, Anbringung von Ketten

und Räumungsmaßnahmen), vielmehr darf die Einhaltung der Rechtsordnung nur durch Erlassung von der Rechtslage

entsprechenden Aufträgen erzwungen werden, deren Vollstreckung sodann den vom Gesetz geforderten Zustand

herbeiführt.
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